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Geplante Verlegung des S-Bahnhofs Berlin Charlottenburg, Neugestaltung des Stuttgarter Platzes

Prüfung der entstehenden Kosten

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Land Berlin und die Deutsche Bundesbahn plant die Verlegung des S-Bahnhofs Berlin Charlottenburg zwecks besserer Anbindung an die U-Bahn in der Wilmersdorfer Straße.

Gegenüber einer Grunderneuerung an der bisherigen Stelle beträgt die Verlegung nach Schätzung der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung eine Mehraufwendung von ca. 19,7 Mio DM (Stand Nov. 1999).  Der Anteil des Landes Berlin hieran beträgt ca. 8,5 Mio netto zuzüglich anteiliger Planungskosten. Dieser Betrag stellt den Komplementäranteil Berlins für die Bundesförderung der Baumaßnahme gemäß Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz

(GVFG) dar. Für diese Planung ist ein Planfeststellungsverfahren erforderlich und es soll laut amtlicher Aussage bald eingeleitet werden.

Neben dieser Bahnhofsverlegung beabsichtigen der Bezirk Charlottenburg und die Senatsbehörde für Stadtentwicklung  die Neugestaltung des davorliegenden Arreals des Stuttgarter Platzes in Form einer überdimensionierten Bebauung mit einem 65m hohen Turm mit Hotelnutzung, einer bahndammbegleitenden Bebauung mit bis zu 4 Geschossen, in der zum überwiegenden Teil  großflächiger Einzelhandel vorgesehen ist sowie eine Tiefgarage mit ca 360 Stellplätzen, die privat bewirtschaftet werden soll. Die Flächen oberhalb der Tiefgarage sollen als Stadtplatz gestaltet werden. Für die Durchführung dieses Bauvorhabens wurde Trigon als Investor ausgewählt. Der Verkauf des Grundstücks, das sich im Eigentum des Landes Berlin befindet, wird nicht die o.g. Kosten für die Verlegung des S-Bahnhofs decken, abgesehen von den Folgekosten, die entstehen werden, wenn das Tiefgaragenkonzept sich nicht trägt. Wer kommt z. B. für die Pflege des Stadtplatzes auf, der ja nun kein öffentlicher Platz mehr ist? Wer trägt die finanziellen und sozialen Folgen im Falle der Nichtvermietung dieser gebauten Flächen, wenn das Quartier  wirtschaftlich und sozial erodiert oder eine weitere Konzentration von Import-Exportläden stattfindet, die jede Miethöhe zahlen?   

Wir,  die Mitglieder der Bürgerinitiative, die sich im letzten Jahr gegründet hat,  lehnen die Bahnhofsverlegung und die geplante Großbebauung ab.

Zum einen, weil die Bahnsteigverlegung für die betroffenen Anwohner wie auch für die prognostizierten Umsteiger von U-S- Regional- und Fernbahn von Nachteil sind. Zwischen den Umsteigepunkten sind weiterhin 80m fußläufig zu überwinden, die Umsteiger von der Regional-und Fernbahn zur U-Bahn haben nach wie vor die stark befahrene Lewishamstraße als Hauptverkehrsstraße zu überqueren und die gleichen fußläufigen Entfernungen zurückzulegen. Behindertengerechte Bahnsteigzugänge werden lediglich für den Zugang, der in Richtung des U-Bahnhofes angelegt wird, vorgesehen, der neuzuplanende Haupteingang des Bahnhofsgebäudes mit den Bahnsteigen wird nicht behindertengerecht ausgebaut und als repräsentativer Bahnhof gestaltet. Der für die  Anwohner der nördlich und südlich des Bahndammes liegenden Wohnquartiere  notwendige Zugang in der Windscheidstraße wird geschlossen.  Die Brücke bzw. Unterführung in der Wilmersdorfer Straße soll auf 8 m verbreitert werden, was verheerende stadtgestalterische, nutzungs- und sicherheitsbezogenen Probleme mit sich bringt.

Neben dieser verkehrstechnisch unausgereiften Planung hat diese jedoch noch weitaus gravierende Auswirkungen und negative Folgen für das angrenzende Wohngebiet. Der komplette Baumbestand, ca. 100 Bäume sind geschützt, wird dieser Planung zum Opfer fallen. Für das Ersetzen dieser Bäume entstehen  Kosten bis zu 1,6 Mio DM.  Die Bäume haben eine wichtige Funktion für unser ökologisches Gleichgewicht, was ohnehin durch die hohe Bebauungs- und Verkehrsdichte beeinträchtigt ist. Hinzu kommt der Aspekt der Stadtgestalt und die positive psychologische Wirkung auf den Menschen durch das  vorhandene Grün. Kommt man vom Westen mit der Bahn in die Stadt so setzt sich das grüne Band fort bis in die Innenstadt und letztlich zum Tiergarten. Die Bäume sind Orte für die Vogelwelt, sie dienen dem Luft- und Klimaaustausch und haben eine wichtige  gesundheitliche Bedeutung, insbesondere für Kinder und ältere Menschen. Statt dieser Bäume ist beabsichtigt, eine 2m hohe Schallschutzwand auf einer Stützmauer zu errichten.

Eigentlich sind wir doch froh, dass die Berliner Mauer gefallen ist, wir wollen keine neuen Mauern und Wände in der Stadt, die unser Stadtbild verunstalten und neue Barrieren errichten.

Wir meinen, dass diese Planungen mit den o.g. Auswirkungen nicht zu verantworten sind  vor dem Hintergrund enormer Geldknappheit. Wir sind in jedem Fall für die Verbesserung und die Optimierung der vorhandenen  ÖPNV-systeme und die Neugestaltung des Stuttgarter Platzes,  aber wir stellen uns intelligentere und ressourcenschonendere Lösungen im 21. Jahrhundert vor und einen verantwortungsvolleren Umgang mit unseren Steuergeldern. 

Wir bitten Sie zu prüfen, inwieweit hier öffentliche Mittel für eine wenig ausgereifte und nicht die ersichtliche Verbesserung bringende Planung verschleudert werden, inwieweit der Kosten-Nutzenaspekt ernsthaft gegenübergestellt und geprüft worden ist.

Wir erwarten Ihre Antwort und verbleiben mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative Stuttgarter Platz

Ulla Bauerochse

Leonhardtstraße 6

14057 Berlin

